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EDITORIAL
Liebe Leserin, lieber Leser! Sie werden schon von der Veröffentlichung „Familienrecht in Deutschland – Eine

Bestandsaufnahme“ im März dieses Jahres gehört haben. So hat etwa auch die Süd-
deutsche Zeitung am 1. April 2022 über diese berichtet. Was steckt dahinter?
Der Soziologe Wolfgang Hammer hat insbesondere 92 Entscheidungen des Bundesver-
fassungsgerichts und des Bundesgerichtshofs ausgewertet. Hiernach kommt er unter an-
derem zu dem Ergebnis, dass ideologische „Narrative“ Eingang in die Rechtsprechung
der Familiengerichte gefunden hätten, die wissenschaftlich nicht haltbar seien: Mütter
würden Kinder entfremden, nur ein paritätisches Wechselmodell würde Kinder gesund
aufwachsen lassen, Mütter wollten Kinder und Geld sowie Mütter erfänden Gewalt und
Missbrauch. Insgesamt kommt der Bericht zu dem Ergebnis, dass strukturelle Defizite be-
stünden und Datenlücken vorhanden seien. Die Auswertung würde ein Grundmuster der
Entscheidungsfindung in Jugendämtern und Familiengerichtsverfahren freilegen, „die
sich einer fachlichen und rechtlichen Begründbarkeit entziehen und Kinder gefährden“.
Ist das kindschaftsrechtliche System in Deutschland wirklich so schlecht?
Sicherlich ist es verfehlt, die genannten „Narrative“ als Grundlage von (Einzelfall-)Ent-
scheidungen zum Kindeswohl heranzuziehen. Es ist aber schon sehr zweifelhaft, ob die
Analyse veröffentlichter höchstrichterlicher Rechtsprechung repräsentative Rückschlüsse
auf das gesamte System zulässt, handelt es sich doch um offensichtliche „Ausnahmever-
fahren“. Nur in den seltensten Fällen werden familiengerichtliche Verfahren in Karlsruhe
entschieden und diese Fälle sind meist hochkonflikthaft. Auch wurde nicht berücksichtigt,
dass eine Vielzahl der Beschlüsse vor qualitätsfördernden Gesetzesreformen erlassen wor-
den sind. Unbeschadet dessen zeigt sich bei näherer Betrachtung, dass in dem Bericht ge-
neralisierende Schlussfolgerungen gezogen werden, obwohl diese nicht gerechtfertigt
sind: So behauptet der Autor, das sogenannte Parental Alienation Syndrom (PAS) bestim-
me die Rechtsprechung der Familiengerichte. Unzweifelhaft sind die hiermit verbundenen
und wissenschaftlich nicht haltbaren Aussagen jedoch längst widerlegt. Dass dies den Fa-
miliengerichten nicht bekannt wäre, ist weder dargetan noch erkennbar. Denn der Autor
zitiert zum Beleg seiner These drei Entscheidungen aus den Jahren 2002 bis 2006. Jeden-
falls seitdem sind jedoch – soweit ersichtlich – keine Entscheidungen veröffentlicht, die
hierauf explizit gestützt werden. Dass sich das hiermit verbunden Begründungsmuster
„durchgängig“ zeige, ist nicht nachzuvollziehen. Auch behauptet der Autor im Zusam-
menhang mit dem Wechselmodell, dass Vertreter mit ideologisch geprägten und wissen-
schaftlich nicht haltbaren Veröffentlichungen sogar ihren Weg in die höchstrichterliche
Rechtsprechung gefunden hätten. Nicht erwähnt wird an dieser Stelle jedoch, dass etwa
der Bundesgerichtshof nach kritischer Auseinandersetzung hiermit entsprechenden The-
sen eine klare Absage erteilt hat.
Unabhängig davon kann es immer wieder vorkommen, dass Jugendämter und Familien-
gerichte in Einzelfällen leider Entscheidungen treffen, die sich (gegebenenfalls im Nach-
hinein) als „falsch“ herausstellen. Der Gesetzgeber ist aber in den letzten Jahren umfang-
reich tätig geworden, um eine Kindzentrierung staatlichen Handelns zu unterstützen und
die Risiken fehlerhaften staatlichen Handelns zu minimieren. Dies zeigen etwa die Ein-
führung einer eigenständigen Interessenvertretung des Kindes und des Vorrang- und Be-
schleunigungsgebotes, die Reform der Vorschrift zum Sachverständigenrecht verbunden
mit der verdienstvollen Erarbeitung sogenannter Mindestanforderungen an Gutachten.
Auch in jüngster Vergangenheit setzt sich dies fort, wie beispielsweise die Neufassung
der Norm zu den Eingangsvoraussetzungen für FamilienrichterInnen und die Reform
zu der persönlichen und fachlichen Eignung von Verfahrensbeiständen offenbart.
Nachdem über viele Jahrzehnte Lücken des Systems – auch an dieser Stelle – deutlich
angemahnt wurden, ist es nun an der Zeit, die gesetzgeberischen Reformen erst einmal
wissenschaftlich zu begleiten und zu evaluieren. Dann kann deren Einfluss auf das kind-
schaftsrechtliche System bzw. die Arbeit von Jugendämtern, Familiengerichten, Verfah-
rensbeiständen, Anwaltschaft und auch Beratungsstellen überprüft und beurteilt werden.
Erst wenn Ergebnisse vorliegen, besteht wieder Anlass, das System in seiner Gesamtheit
im Rahmen einer Bestandsaufnahme (kritisch) zu betrachten.

Ihr

Prof. Dr. Stefan Heilmann
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